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Südwestfalen hat Nachholbedarf
CDU und SPD im Regionalrat: „10 Punkte für 5 Jahre“

sz Siegen/Arnsberg. Mit ihren Bemü-
hungen, Südwestfalen politisch zu stärken,
ziehen CDU und SPD im Arnsberger Re-
gionalrat gemeinsam an einem Strang.
Vorsitzender Hermann-Josef Droege
(CDU/Wilnsdorf) stellte gestern gemein-
sam mit den Fraktionsvorsitzenden Elmar
Reuter (CDU/Olsberg), Wolfgang Ewald
(SPD/Lüdenscheid) ein Positionspapier
vor: „10 Punkte für 5 Jahre“. Alles Forde-
rungen und Positionen an die Adresse der
künftigen Düsseldorfer Landesregierung.
Der Entwurf stammt von Droege.

Die selbstbewusste Standortbestim-
mung und die formulierten Forderungen
könnten in beiden großen Parteien in Düs-
seldorf Stirnrunzeln auslösen: Zielen doch
die Regionalratsvertreter darauf ab, einige
Weichenstellungen der bisherigen
schwarz-gelben Landesregierung nach-
drücklich zu verändern und mit Nach-
druck die besondere Bedeutung der wirt-
schaftlich starken südwestfälischen Re-
gion hervorzuheben, deren Weiterent-
wicklung sie mit Nachdruck einfordern.

Ausdrücklich gefordert wird in Verbin-
dung mit der Regionale 2013 eine verbind-
liche Zusage zur Ausfinanzierung der Pro-
jekte und damit eine Gleichbehandlung
Südwestfalens im Vergleich zu früheren
Regionalen. Ein wichtiger Punkt: die
Wohnraumförderung. Die Landesregie-
rung soll in den südwestfälischen Kreisen
15 Pilotprojekte zum Generationen über-
greifenden Wohnen initiieren, die Revitali-
sierung der Dörfer und der gewachsenen
Dorf- und Stadtkerne offensiv angehen, Ei-
gentumserwerb in Orts- und Stadtkernen
erleichtern, Anreize schaffen und mög-
lichst für junge Familien einen Bonus ein-
führen, der zusätzlich einen besonderen
Kinderfaktor enthalten kann. Aber auch
den Rückbau ganzer Siedlungen aus den

50er bis 70er Jahren schließen die Regio-
nalpolitiker nicht aus.

Mit Blick auf die längerfristig problema-
tische medizinische Versorgung im ländli-
chen Raum fordern sie eine Gleichbehand-
lung in der Versorgungsqualität für die
heimische Bevölkerung mit der im Bal-
lungsraum. Regionale Abstriche in der
Qualität der Versorgung, die mit wirt-
schaftlichen Notwendigkeiten begründet
werden, seien nicht akzeptabel.

Sowohl beim Straßenbau wie beim
ÖPNV als auch beim Schienengüterver-
kehr verweisen sie auf die jahrelange Be-
nachteiligung der südwestfälischen Re-
gion und fordern konkrete und verlässli-
che Abhilfe. Konkret wird diese Forderung
etwa in der Benachteiligung von Südwest-
falen bei Bau und Unterhaltung der Lan-
desstraßen; qualitativ und quantitativ sei
Südwestfalen deutlich schlechter weg-
kommen als andere Regionen in NRW.

Bei der Breitbandversorgung müsse
dringend etwas passieren, so die Regional-
ratsvertreter. Breitband sei für die heimi-
sche Wirtschaft ein normaler Standortfak-
tor wie Straße, Strom, Wasser oder Gas.
Hier fordern sie eine Beendigung der un-
terschiedlichen Förderprogramme mit zu
hohem bürokratischen Aufwand.

Eine Kehrtwende von der bisherigen
Gesetzgebung der schwarz-gelben Lan-
desregierung vollziehen die Regionalpoli-
tiker ebenfalls mit ihrer Forderung nach
einer Rekommunalisierung der Energie-
versorgung. Sie fordern mehr Betätigungs-
möglichkeiten im wirtschaftlichen Bereich
durch Städte und Gemeinden. Erwiesener-
maßen sei die angestrebte Liberalisierung
des Energiemarktes nicht eingetreten.

Von der generellen Forderung nach
Konsolidierung der Kommunalfinanzen
gehen die Vertreter von CDU und SPD
über zu einer grundsätzlichen Kritik am

System des neuen kommunalen Finanz-
managements (NKF), dem sie schwere Sys-
temfehler vorwerfen. Sie fordern eine
Neuausrichtung, andernfalls drohe allen
Kommunen schon aus rein statistischen
Gründen die Pleite und damit die Dauer-
unterwerfung unter die Kommunalauf-
sicht. Vermutlich nur eine Kommune
werde einen strukturell ausgeglichenen
Haushalt vorweisen können.

Neue Wege wollen CDU und Regional-
rat mit ihrer Forderung nach regionalen
Budgets beschreiten, die die Landesregie-
rung dem Regionalrat und der Bezirksre-
gierung zum Beispiel bei der regionalen
Wirtschaftsförderung, der regionalen Kul-
turförderung oder auch der regionalen
Strukturpolitik zuweisen soll. Die Demo-
kratisierung der Mittelinstanzen, die Zen-
tralisierung der Förderung, den Bürokra-
tieabbau und ein größeres öffentliches In-
teresse für die mittlere staatliche Ebene
würde eine solche Entscheidung fördern.

Forst- und Landwirtschaft sollen von der
Landesregierung Auskunft zu ihrer wirt-
schaftlichen Zukunft in Südwestfalen be-
kommen. Die „Kompetenzregion Holz“
habe für ganz NRW Bedeutung, die Land-
wirtschaft schwanke politisch und wirt-
schaftlich ungewiss zwischen der Rolle als
Lebensmittelerzeuger und Landschafts-
pfleger. Droege und die Fraktionssprecher
Reuter und Ewald fordern schließlich uni-
sono eine Revision bei der Übertragung
der Regionalplanung auf den Regionalver-
band Ruhr (RVR). Der Arnsberger Regio-
nalrat soll künftig wieder für den gesamten
Regierungsbezirk zuständig sein, lautet
ihre Forderung. Hinzu kommen soll ein zu-
mindest fünfjähriger Stopp in der Diskus-
sion um neue Verwaltungsstrukturen: Fünf
Bezirksregierungen und fünf Regionalräte
seien das richtige Maß zur Bewältigung re-
gionalpolitischer Aufgaben.

Kreis Siegen-Wittgenstein

Tanztee – Hans-Georg-Vitt-Senio-
renzentrum. 14 bis 17 Uhr. Kreuztal,
Haubergscafé im Seniorenzentrum.

Seniorentreff „59 plus“ – Ev. Gemein-
schaftsgemeinde Trupbach. 14.30 Uhr,
Trupbach, Vereinshaus In der Parbach.

Führung und Besichtigung „Goya“

mit Prof. Dr. Ursula Blanchebarbe –
Deutscher Frauenring Siegen. 15 Uhr,
Siegen, Siegerlandmuseum Oberes
Schloss.

Botanische Wanderung zum Kleff

und zu den Sandhalden bei Nieder-

schelden – Naturschutzbund (Nabu).
Treffpunkt 17 Uhr, Niederschelden,
Maccostraße (Ende).

Film: „Im Schatten des Tafelbergs“ –
Amnesty International, Ortsgruppe Sie-
gen. Nach der Filmvorführung Diskus-
sion „über Sinn und Unsinn“ der Fuß-
ball-WM in Südafrika. 19 Uhr, Siegen,
Krönchen-Center, Stadtbibliothek (Le-
sesaal).
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Fitnessparcours
am Häusling

sz Siegen. Dank einer Firmenlauf-
Spende in Höhe von 7500 Euro ist zu Be-
ginn des beliebten Waldweges rund um
den oberen Häusling ein neuer Fitnes-
sparcours aufgestellt worden. „An der
Sommerseite“ der Läuferstrecke stehen
den Sportlern hier jetzt zehn Geräte für
ein individuelles Kraft- und Bewegungs-
training zur Verfügung. Diese gab Bür-
germeister Steffen Mues kürzlich zu-
sammen mit Firmenlauf-Organisator
Martin Hoffmann offiziell frei. Dabei ließ
es sich Mues nicht nehmen, im Ober-
hemd eine erste kleine Übungseinheit
zu absolvieren.

Gleichzeitig ist darüber hinaus der
benachbarte Spielplatz für rund 23 000
Euro renoviert worden. Auch hier tes-
tete das Stadtoberhaupt gemeinsam mit
der jungen Spielplatzbesucherin Kris-
tina die neue Kletterkombination direkt
einmal aus.

Den Spielplatz am Häusling hat die

Stadt Siegen renovieren lassen. Bürger-

meister Mues testete eine neue Kletter-

kombination. Foto: Stadt

Mehr Miteinander
gefordert

sz Siegen. Zur Innungsversammlung
des heimischen Kfz-Gewerbes begrüßte
Obermeister Elmar Moll neben den In-
nungsmitgliedern Jürgen Schneider
und Gunnar Werner als Vertreter der
Kreishandwerkerschaft sowie Ehren-
obermeister Rüdiger Holzapfel im Haus
der Siegerländer Wirtschaft. In seiner
Ansprache forderte der Obermeister
dazu auf, in der nunmehr etwas schwie-
rigeren Zeit nach der Abwrackprämie
mit- und nicht gegeneinander zu wir-
ken.Referent des Abends war Prof. Jo-
hannes Brachat, ein Kenner der deut-
schen Kfz-Branche. Seit Ende 2002 Pro-
fessor für Automobilwirtschaft an der
Hochschule für Wirtschaft und Umwelt
in Nürtingen-Geislingen, referierte er
über die Perspektiven für den Autohan-
del und das Servicegeschäft im Kfz-Ge-
werbe.

„Lassen Sie uns einen Spaziergang
machen durch die Gärten der Branche“,
ermunterte der 1948 in Freiburg gebo-
rene Experte seine Zuhörer. Gespickt
mit Witz und Humor lieferte er Tipps
und Informationen für den täglichen
Gebrauch. Mit der Aufforderung: „Zu-
kunft gestalten heißt vorbereitet sein“,
wurde Prof. Brachat mit viel Applaus t
verabschiedet.

Obermeister Elmar Moll (l.) begrüßte

Prof. Johannes Brachat zu seinem Vor-

trag vor der Kfz-Innung. Foto: Innung
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Sachkunde gefordert
Zum Artikel „Stifte gegen Kochlöffel“

(SZ vom 9. April):

Ein Glückwunsch der Offenen Ganz-
tagsgrundschule Kaan-Marienborn!
Zwei Buchautorinnen haben sehr inte-
ressant ein mögliches didaktisches
Kernprojekt begonnen. Kochen lernen
mit gesunden Gemüsezutaten, Mehl
(aus Körnern) selbst mahlen, damit die
Kinder sehen, woraus ein Brot entsteht,
wie man es zubereitet. Die schulische
Ferienmaßnahme sollte sich, wie es
hieß, erweitern zum entsprechenden
Kochkurs für Eltern. Diese werden viel-
leicht erzieherisch und familienför-
dernd zu sinnvollen Mahlzeiten zusam-
mengeführt und angeregt. Hoffentlich
werden auch solche Eltern erreicht und
ermutigt, an die man sonst schwer he-
rankommt, und nicht nur diejenigen
versammelt, die ohnehin ihre Kinder
selbstbewusst weiterbringen. Falls die
Lehrerschaft den Kochkurs so auffasst
und nicht einfach den Autorinnen über-
lässt, kann daraus ein beispielhaftes
Unternehmen werden!

Die Grundschullehrerschaft hätte
auch während der regulären Schulzeit
im Sachunterricht ohne Anregung von
außen derartiges von selbst unterneh-
men können, wenn sie nicht durch die
meisten der tausend gutgemeinten Pro-
jekte, Management- und Trainingsan-
forderungen, die an sie von oben und
von außen herangetragen werden, von
ihrer pädagogischen Grundhaltung und
ihren Kernaufgaben abgelenkt würde
oder sich ablenken ließe. So hat ein Kol-
legium im Gewirr der Projekte immer-
hin einen „guten Riecher“ gehabt, offen
für Anregung durch Buchlektüre oder
Bekanntschaft mit Autorinnen und
durch den „Verein für soziale Arbeit
und Kultur“, dem zu danken ist. Und das
kann auf einen guten Weg führen, wie er
z. B. beschritten wird von der Wahlba-
cher Grundschule.

Einige Erkundungsgänge der Lehrer
mit Schülern 1. aufs Feld zum wachsen-
den, später reifen Korn zuzüglich Ge-
spräche mit dem Landwirt (Getreidear-
ten, wofür kann man Hafer, Gerste, Rog-
gen, Weizen brauchen?), 2. zu einem Bä-
ckermeister könnten dieses schöne
Projekt abrunden, das dann seine Voll-
endung in beschrifteten Zeichnungen
und in Texten im Sach-
unterrichtsheft finden sollte. Deutsch
(die fachlich-sachlich ausgefeilt vorbe-
reiteten Texte) und Rechnen (der Bä-
cker als Einkäufer der Zutaten und als
Handwerker, der die Portionen bei der
Zubereitung abmisst) könnten einbezo-
gen werden, so dass der endgültige
Hefteintrag in trefflicher Sprache und
korrigierter Rechtschreibung, Zeich-
nung und Beschriftung einwandfrei ins
Reine erfolgt und die Schüler den Sinn
des Lernens spüren.

Sehr viel Arbeit in Vorbereitung und
frohgemuter, aber auch straffer Unter-
richtsführung für Lehrer! Jedoch Erfül-
lung, Heiterkeit bei Ausführung und
berechtigter Stolz nach getaner Arbeit
sind der Lohn bei Lehrern, Schülern
und Eltern. Wenn derart einige wenige
eifrige Schüler und Eltern hinzugewon-
nen werden können, die eher weniger
auf Familienzusammenhalt und die Bin-
dekraft einer guten Mahlzeit bedacht
waren, kann sich echter Fortschritt un-
serer immer unter kritischer öffentli-
cher Beobachtung stehenden Schulen
anbahnen.

Prof. Dr. Wolfgang Hinrichs,
Weidenau, Hölderlinstr. 2

DLRG-Rettungsboot
begeisterte Kinder

sz Siegen. Gemeinsam mit dem
Übungsleiter der DLRG, Carsten Pi-
ckert, erlebten 18 Jungen und Mädchen
des Kindergartens Melanchthonhaus
einen aufregenden Nachmittag. Denn
nicht nur die Handpuppe Tom hatte der
Gruppe viel zu erzählen, sondern be-
sonders das mitgebrachte Rettungsboot
zog die Aufmerksamkeit auf sich. Mit
vielen Spielen und anschaulichen Ge-
schichten, konnten die Kinder hören
und erleben, wie sie sich im Wasser ver-
halten sollten und was zu tun ist, wenn
jemand in Not ist. Die Möglichkeit in
Kindergärten und Schulen einen sol-
chen Nachmittag durchzuführen, be-
kommt die DLRG durch ihren Sponsor.
Mit dessen Hilfe ist es möglich solche
Angebote kostenlos anzubieten.

Wer kennt Käse aus Westfalen?
SIEGEN Designierter Umweltminister Johannes Remmel skizzierte künftige Landespolitik

die Düngung mit klimaschädigender Gülle
einzuschränken.

Einen weiteren Verkauf von Staatswald
zur Sanierung der Kassen lehnt Remmel
ab. Dazu soll der komplette Staatswald in
eine Stiftung überführt werden. „Wir wol-
len mehr Wald“, sagte Johannes Remmel.
Die notwendige Biomasse zur Energiege-
winnung solle jedoch nicht in Kurzum-
triebswäldern produziert werden, sondern
in den regional typischen Niederwäldern.
Das Modell der Waldgenossenschaften
könne dabei das große Vorbild für das ge-
samte Land werden.

Zwei Themen abseits des Sektors Um-
welt: Studiengebühren und Schulen. Die
Unis bestritten fünf bis zehn Prozent ihrer
Ausgaben mit den Studiengebühren. Die
Abschaffung sei im Koalitionsvertrag ver-
einbart. Finanzieller Ersatz müsse andern-
orts geschaffen werden. Thema Schulen:
Ein Drittel Gemeinschaftsschulen wollen
die Koalitionäre bis 2012 auf den Weg brin-
gen. Kooperationen sind ausdrücklich er-
wünscht. Die Gesamtschule sei in der
Frage nicht der Prototyp.

So sei beispielsweise in Hilchenbach
denkbar, dass die dortige Hauptschule und
die benachbarte Realschule eine solche
Gemeinschaftsschule bilden könnten.

Dritte Maßnahme: Windräder entlang von
Autobahnen und Schienentrassen ver-
stärkt ausbauen. Remmel könnte sich vor-
stellen, dass auf die Weise in zehn Jahren
keine Umlage mehr nötig sei. Grundsätz-
lich ist daran gedacht, den Windkrafterlass
zu verändern und höhere Windräder zuzu-
lassen.

Den Verbrauch von Naturflächen will
die neue NRW-Regierung auf fünf Hektar
pro Tag reduzieren. Aktueller Wert: 15
Hektar/Tag. Langfristig sei eine Trend-
wende in dem Bereich nur durch eine ent-
sprechende Integration in die Regional-
planung erreichbar. Der Flächenver-
brauch solle aber auch durch die viel in-
tensivere Nutzung von Altlastenflächen
und Brachen reduziert werden. Mit einem
kommunalen Finanzausgleich soll Kom-
munen ein Anreiz zu einem pfleglicheren
Umgang mit unversiegelten Flächen gege-
ben werden.

Ein weiterer Akzent bei der Flächenpo-
litik: den Blick nicht auf einzelne Kommu-
nen richten, sondern ganze Regionen be-
trachten. Auf die Weise reduziere sich das
Flächendefizit. Freiflächen müssten einen
eigenen Wert erhalten, das fehle zurzeit in
entsprechenden Abwägungsprozessen.

Ein Lob: NRW-weit nehme der Kreis Sie-
gen-Wittgenstein gemeinsam mit Teilen
des Kreises Steinfurt den ersten Platz in
Sachen Artenvielfalt ein. Im übrigen Teil
des Landes konzentriere sich die Tier- und
Pflanzenwelt auf ausgewiesene Schutzge-
biete. Auf der freien Fläche sehe es dage-
gen düster aus. Bäuerliche Landwirt-
schaftsbetriebe, wie sie im Kreis Siegen-
Wittgenstein typisch seien, sollen von der
Landesregierung zukünftig verstärkt un-
terstützt werden. Das Sterben der Höfe
müsse abgebremst werden, so Remmel:
„Ein Zurück zur Milchquote wird es nie
mehr geben. Was wir brauchen, ist eine
Steuerung der Milchmenge.“ Und die soll
in der Hand der Landwirte und nicht in der
Hand großer Milchkonzerne liegen. Nach
kanadischem Vorbild könnten sich die
Landwirte organisieren und über die
Milchmenge den Preis bestimmen.

Als weitere Strategie, mit der die klei-
nen Landwirtschaftsbetriebe unterstützt
werden sollen, nennt Remmel die Entwick-
lung regionaler Marken, um Produkte
überregional verkaufen zu können. „Wer
kennt schon einen Käse aus Nordrhein-
Westfalen?“ Auch dafür müssten die Bau-
ern zusammenarbeiten. Gleichzeitig soll
dieser Prozess mit EU-Mitteln gefördert
werden. Ein Rolle bei der Förderung soll
auch das „Festmistprogramm“ spielen, um

Angestrebte Ziele: KiBiZ
dringend überarbeiten,
Windkraft ausbauen,

Flächenverbrauch
reduzieren, bäuerliche

Landwirtschaft stützen.

mir/dima t  Die politischen Spatzen
pfeifen es längst vom Dach, der Siegener
Grünen-Abgeordnete Johannes Remmel
soll neuer NRW-Umweltminister werden.
Der erste Siegerländer mit Ministerrang in
Düsseldorf. Gestern stand Remmel der SZ
Rede und Antwort. Sein grundsätzlicher
Eindruck: „Es gab wenig Differenzen in den
Koalitionsgesprächen, die Anker für eine
gemeinsame Politik sind da.“

Wie aber wollen SPD und Grüne ihre
Ziele ohne eine eigene Mehrheit durch-
bringen? „Wir wollen und müssen jedes
mal werben, auch mit einer Portion Demut
verbunden“, kündigte Remmel an. So habe
man Übereinstimmungen etwa mit der
FDP beim KiBiZ. Und konkret: Schon in der
nächsten Plenarsitzung soll das Kinder-
gartengesetz „in die Montagehalle“ beför-
dert werden. Korrekturbedarf sieht die
künftige NRW-Regierung bei der Größe
der Gruppen und deren Personalbestü-
ckung. Auch in die Qualität der Erziehe-
rinnen will man gezielt investieren. Rem-
mel: „Grundsätzlich steht das Ziel, Bildung
soll kostenfrei werden.“ Dazu kommt der
Anspruch, das letzte Kiga-Jahr beitrags-
frei zu stellen.

Gemäß dem Grundsatz „Bildung ist un-
sere Zukunft“ wollen SPD und Grüne han-
deln. Es dürfe nicht alles der Bankenret-
tung unterworfen werden. Remmel: „Da
werden wir beim Bund intervenieren müs-
sen.“ Zumal NRW weitere finanzielle Risi-
ken zu schultern habe. Die Aufwendungen
für die WestLB seien im jetzigen Etat nicht
hinreichend kalkuliert, die Kommunalfi-
nanzen lägen brach, der Fonds Deutsche
Einheit sei ein weiteres Thema für eine Bi-
lanz Ende 2009. Remmel: „Die Risiken sind
von der alten Regierung nicht abgedeckt
worden.“

Ein typisches Thema für das Umweltmi-
nisterium: die Windkraft. Bis 2020 soll de-
ren Anteil von jetzt drei auf mindestens 15
Prozent steigen. Eine Maßnahme: Mittels
Repowering könnten bestehende Anlagen
auf doppelte Energiegewinnung gebracht
werden. Zweite Maßnahme: Windkraftan-
lagen in kyrillgeschädigten Wäldern zulas-
sen. Remmel: „Eine Forderung, die von
Waldbauern intensiv unterstützt wird.“

Gab der SZ gestern Antworten zur

Umwelt- und Energiepolitik: Johannes

Remmel. Foto: dima


